
 
AGB der Firma Schirling Türen GmbH 
 
§ 1 Geltungsbereich 
Für die Geschäftsbeziehung zwischen der Firma Schirling Türen GmbH (nachfolgend 
Verkäuferin) und dem Kunden gelten ausschließlich diese AGB. Widersprechende, 
abweichende oder ergänzende AGB des Kunden werden nicht Vertragsbestandteil, es 
sei denn die Verkäuferin stimmt deren Geltung ausdrücklich zu.  
 
§ 2 Angebot, Vertragsschluss 
1. Die Angebote und Listenpreise der Verkäuferin sind freibleibend und 

unverbindlich. Technische Dokumentationen (z.B. Zeichnungen, Pläne, 
Berechnungen, Kalkulationen, Verweisungen auf DIN-Normen), sonstige 
Produktbeschreibungen oder Unterlagen sind nur verbindlich, wenn ausdrücklich 
schriftlich vereinbart.  

2. Verträge kommen erst durch die schriftliche Bestätigung (Fax genügt) der 
Verkäuferin zustande. Dem steht die Ausführung der Ware an den Käufer gleich.  

3. Verkaufsangestellte der Verkäuferin sind nicht befugt, mündliche Nebenabreden 
zu treffen oder mündliche Zusicherungen zu geben, die über den Inhalt des 
schriftlichen Vertrages hinausgehen.  

 
§ 3 Preise 
1. Die Preise verstehen sich ab Lager der Verkäuferin zzgl. der jeweils gültigen 

Umsatzsteuer. Maßgebend sind die in der Auftragsbestätigung der Verkäuferin 
genannten Preise. 

2. Der Kaufpreis ist fällig und zu zahlen innerhalb von 14 Tagen ab 
Rechnungsstellung und Lieferung bzw. Abnahme der Ware. Dies gilt 
entsprechend für Teillieferungen bzw. –Abholungen. Mit Ablauf vorstehender 
Zahlungsfrist kommt der Käufer in Verzug. 

3. Dem Käufer stehen Aufrechnungs- oder Zurückbehaltungsrechte nur insoweit zu, 
als sein Anspruch rechtskräftig festgestellt oder unbestritten ist. Bei Mängeln der 
Lieferung bleiben die Gegenrechte des Käufers nach dem Gesetz sowie dieser 
AGB unberührt. 

4. Wird nach Abschluss des Vertrags erkennbar (z.B. durch Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens), dass der Anspruch der Verkäuferin auf den Kaufpreis 
durch mangelnde Leistungsfähigkeit des Käufers gefährdet wird, so ist sie nach 
den gesetzlichen Vorschriften zur Leistungsverweigerung und – gegebenenfalls 
nach Fristsetzung – zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt (§ 321 BGB).  

 
§ 4 Liefer- und Leistungszeit  
1. Liefertermine oder –fristen gelten nur dann als verbindlich, wenn sie schriftlich 

ausdrücklich als solche bezeichnet wurden. Liefertermine oder –fristen sind 
eingehalten, wann bis zu ihrem Ablauf die Liefergegenstände das Lager der 
Verkäuferin verlassen haben.  

2. Die Verkäuferin ist zu Teillieferungen und Teilleistungen berechtigt.  
3. Sofern die Verkäuferin Lieferfristen oder Leistungszeiten aus Gründen, die sie 

nicht zu vertreten hat, nicht einhalten kann (Nichtverfügbarkeit der Leistung), wird 
sie den Käufer hierüber unverzüglich informieren und gleichzeitig die 
voraussichtliche, neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb der 
neuen Lieferfrist nicht verfügbar, ist die Verkäuferin berechtigt, ganz oder teilweise 
vom Vertrag zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des Käufers ist 
von der Verkäuferin unverzüglich zu erstatten. Als Fall der Nichtverfügbarkeit der 
Leistung in diesem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzeitige Selbstbelieferung 
durch den Zulieferer der Verkäuferin, wenn diese ein kongruentes 
Deckungsgeschäft abgeschlossen hat, weder sie noch unseren Zulieferer ein 
Verschulden trifft oder die Verkäuferin im Einzelfall zur Beschaffung nicht 
verpflichtet sind. 
In Fällen höherer Gewalt, wie insbesondere Brandschäden, Überschwemmungen, 
Streiks, rechtmäßigen Aussperrungen und Seuchen (einschließlich Epidemien und 
Pandemien sowie Kriegsereignissen) ist die hiervon betroffene Vertragspartei für 
die Dauer und im Umfang der Auswirkung von der Verpflichtung zur Lieferung 
oder Abnahme befreit. 

4. Gerät die Verkäuferin in Lieferverzug, so kann der Käufer pauschalierten Ersatz 
seines Verzugsschadens verlangen. Die Schadenspauschale beträgt für jede 
vollendete Kalenderwoche des Verzugs 0,5% des Nettorechnungswertes, 
insgesamt jedoch höchstens 5% des Nettorechnungswertes der vom Verzug 
betroffenen Lieferung und Leistung. Der Verkäuferin bleibt der Nachweis 
vorbehalten, dass dem Käufer gar kein Schaden oder nur ein wesentlich 
geringerer Schaden als vorstehende Pauschale entstanden ist. 

5. Die Rechte des Käufers gem. § 8 dieser AGB und die gesetzlichen Rechte der 
Verkäuferin, insbesondere bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z.B. 
aufgrund Unmöglichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder 
Nacherfüllung), bleiben unberührt. 

 
§ 5 Lieferung/Gefahrübergang/Abnahme/Annahmeverzug 
1. Die Lieferung erfolgt ab Lager, wo auch der Erfüllungsort für die Lieferung und 

eine etwaige Nacherfüllung ist. Auf Verlangen und Kosten des Käufers wird die 
Ware an einen anderen Bestimmungsort versandt (Versendungskauf). Soweit 
nichts anderes vereinbart, ist die Verkäuferin berechtigt, die Art der Versendung 
(v.a. Transportunternehmen, Versandweg, Verpackung) selbst zu bestimmen. 

2. Die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen Verschlechterung der 
Ware geht spätestens mit der Übergabe auf den Käufer über. Beim 

Versendungskauf geht die Gefahr des zufälligen Untergangs und der zufälligen 
Verschlechterung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit 
Auslieferung der Ware an den Spediteur, den Frachtführer oder der sonst zur 
Ausführung der Versendung bestimmten Person oder Anstalt über. Der Übergabe 
bzw. Abnahme steht es gleich, wenn der Käufer im Verzug der Annahme ist. 

3. Kommt der Käufer in Annahmeverzug, ist die Verkäuferin berechtigt, Ersatz des 
hieraus entstehenden Schadens zu verlangen. Der Schadensersatz beträgt 25 % 
des Rechnungswertes, es sei denn, dass die Verkäuferin einen höheren oder der 
Käufer nachweist, dass der Verkäuferin überhaupt kein oder nur ein wesentlich 
geringerer Schaden entstanden ist. 

 
§ 6 Eigentumsvorbehalt 
1. Gelieferte Waren bleiben bis zur vollständigen Bezahlung der diesbezüglichen 

Vergütung einschließlich der ggf. anfallenden Fracht-/Liefer-/Versandkosten oder 
sonstiger Kosten das Eigentum der Verkäuferin. Ist der Käufer Unternehmer 
behält sich die Verkäuferin bis zur vollständigen Bezahlung aller ihrer 
gegenwärtigen und künftigen Forderungen aus dem Kaufvertrag und einer 
laufenden Geschäftsbeziehung (gesicherte Forderungen) das Eigentum an den 
verkauften Waren vor. 

2. Die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren dürfen vor vollständiger 
Bezahlung weder an Dritte verpfändet, noch zur Sicherheit übereignet werden.  

3. Bei vertragswidrigem Verhalten des Käufers, insbesondere bei Nichtzahlung des 
fälligen Kaufpreises, ist die Verkäuferin berechtigt, nach den gesetzlichen 
Vorschriften vom Vertrag zurückzutreten und die Ware auf Grund des 
Eigentumsvorbehalts und des Rücktritts heraus zu verlangen. Zahlt der Käufer 
den fälligen Kaufpreis nicht, darf die Verkäuferin diese Rechte nur geltend 
machen, wenn sie dem Käufer zuvor erfolglos eine angemessene Frist zur 
Zahlung gesetzt haben oder eine Fristsetzung nach dem Gesetz entbehrlich ist. 

4. Der Käufer ist bis auf Widerruf gem. unten (c) befugt, die unter 
Eigentumsvorbehalt stehenden Waren im ordnungsgemäßen Geschäftsgang 
weiter zu veräußern und/oder zu verarbeiten unter nachfolgenden Bestimmungen: 

a) Der Eigentumsvorbehalt erstreckt sich auf die durch Verarbeitung/Vermischung/ 
Verbindung der Waren entstehenden Erzeugnisse zu deren vollem Wert, wobei 
die Verkäuferin als Hersteller gilt. Bleibt bei einer Verarbeitung/Vermischung/ 
Verbindung mit Waren Dritter deren Eigentumsrecht bestehen, so erwirbt die 
Verkäuferin Miteigentum im Verhältnis der Rechnungswerte der verarbeiteten/, 
vermischten/verbundenen Waren. Im Übrigen gilt für das entstehende Erzeugnis 
das Gleiche wie für die unter Eigentumsvorbehalt gelieferte Ware. 

b) Die aus dem Weiterverkauf der Ware oder des Erzeugnisses entstehenden 
Forderungen gegen Dritte tritt der Käufer schon jetzt insgesamt bzw. in Höhe des 
etwaigen Miteigentumsanteils der Verkäuferin gemäß vorstehendem Absatz zur 
Sicherheit an die Verkäuferin ab. Gleiches gilt für sonstige Forderungen (z.B. 
Versicherungen, unerlaubte Handlung), die in Bezug auf die Vorbehaltsware 
entstehen.  Die Verkäuferin nimmt die Abtretung an. Die in Abs. 2 genannten 
Pflichten des Käufers gelten auch in Ansehung der abgetretenen Forderungen. 

c) Der ist zu Einziehung der abgetretenen Forderung nicht mehr berechtigt, wenn er 
sich in Zahlungsverzug befindet. In diesem Fall kann die Verkäuferin verlangen, 
dass der Käufer ihr die abgetretenen Forderungen und deren Schuldner bekannt 
gibt, alle zum Einzug erforderlichen Angaben macht, die dazugehörigen 
Unterlagen aushändigt und den Schuldnern die Abtretung mitteilt. Die Verkäuferin 
auch berechtigt, die Befugnis des Käufers zur weiteren Veräußerung und 
Verarbeitung der unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren zu widerrufen. 

5. Übersteigt der realisierbare Wert der Sicherheiten die Forderungen  der 
Verkäuferin um mehr als 10%, wird diese auf Verlangen des Käufers Sicherheiten 
nach ihrer Wahl freigeben. 

 
§ 7 Gewährleistung 
1. Für die Rechte des Käufers bei Sach- und Rechtsmängeln (einschließlich Falsch- 

und Minderlieferung sowie unsachgemäßer Montage oder mangelhafter 
Montageanleitung) gelten die gesetzlichen Vorschriften, soweit nachfolgend nichts 
anderes bestimmt ist. In allen Fällen unberührt bleiben die gesetzlichen 
Sondervorschriften bei (End)Lieferung der Ware an einen Verbraucher. 

2. Der Käufer hat offensichtliche Mängel innerhalb von zwei Wochen nach Erhalt der 
Lieferung der Verkäuferin schriftlich anzuzeigen.Gehört der Vertrag zum Betriebe 
eines Handelsgewerbes des Käufers, sind offensichtliche Mängel unverzüglich, 
spätestens jedoch innerhalb einer Woche nach Erhalt der Ware schriftlich 
anzuzeigen. Ungeachtet etwaiger Mängel ist die Ware anzunehmen und 
sachgemäß zu lagern. Nicht offensichtliche Mängel sind innerhalb einer Woche 
nach ihrer Entdeckung schriftlich anzuzeigen. Zur Fristwahrung genügt die 
rechtzeitige Absendung der Anzeige. Versäumt der Käufer die ordnungsgemäße 
Untersuchung und/oder Mängelanzeige, ist die Haftung der Verkäuferin für den 
nicht angezeigten Mangel ausgeschlossen. 

3. Jede Mangelanzeige muss schriftlich erfolgen. 
4. Liefergegenstände, die einen offensichtlichen Mangel aufweisen und trotzdem 

bearbeitet oder verarbeitet (insbesondere eingebaut) werden, sind von der 
Gewährleistung ausgeschlossen, ebenso Liefergegenstände, die Baumaterialien 
aufweisen (z.B. Montageschaum, Mörtel) 

5. Der Käufer hat der Verkäuferin die zur Nacherfüllung erforderliche Zeit und 
Gelegenheit zu geben, insbes. die beanstandete Ware zu Prüfungszwecken zu 
übergeben. Die Verkäuferin kann vom Käufer die aus dem unberechtigten 
Mangelbeseitigungsverlangen entstandenen Kosten ersetzt verlangen. 

6. Werden Mängel vor einer schriftlichen Anzeige und/oder vor Besichtigung durch 
die Verkäuferin vom Käufer beseitigt, entfällt jede Gewährleistung. 



7. Ist die gelieferte Sache mangelhaft, kann der Käufer als Nacherfüllung zunächst 
nach seiner Wahl Beseitigung des Mangels (Nachbesserung) oder Lieferung einer 
mangelfreien Sache (Ersatzlieferung) verlangen. Erklärt sich der Käufer nicht 
darüber, so kann die Verkäuferin ihm hierzu eine angemessene Frist setzen. 
Nimmt der Käufer die Wahl nicht innerhalb der Frist vor, so geht mit Ablauf der 
Frist das Wahlrecht auf die Verkäuferin über. 

8. Die Verkäuferin ist berechtigt, die geschuldete Nacherfüllung davon abhängig zu 
machen, dass der Käufer den fälligen Kaufpreis bezahlt. Der Käufer ist jedoch 
berechtigt, einen im Verhältnis zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises 
zurückzubehalten. 

9. Im Falle der Ersatzlieferung hat der Käufer die mangelhafte Sache nach den 
gesetzlichen Vorschriften an die Verkäuferin zurückzugeben. Ausgenommen einer 
Endlieferung der Ware an einen Verbraucher, beinhaltet die Nacherfüllung weder 
den Ausbau der mangelhaften Sache noch den erneuten Einbau, wenn wir 
ursprünglich nicht zum Einbau verpflichtet waren. 

 
§ 8 Sonstige Haftung  
1. Soweit sich aus diesen AGB einschließlich der nachfolgenden Bestimmungen 

nichts anderes ergibt, haftet die Verkäuferin bei einer Verletzung von vertraglichen 
und außervertraglichen Pflichten nach den gesetzlichen Vorschriften. 

2. Auf Schadensersatz haftet die Verkäuferin – gleich aus welchem Rechtsgrund – 
im Rahmen der Verschuldenshaftung bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Bei 
einfacher Fahrlässigkeit haftet die Verkäuferin vorbehaltlich eines milderen 
Haftungsmaßstabs nach gesetzlichen Vorschriften (z.B. für Sorgfalt in eigenen 
Angelegenheiten) nur für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit sowie für Schäden aus der nicht unerheblichen Verletzung 
einer wesentlichen Vertragspflicht (Verpflichtung, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst ermöglicht und auf 
deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertraut und vertrauen darf); in 
diesem Fall ist unsere Haftung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, 
typischerweise eintretenden Schadens begrenzt. 

3. Die sich aus Abs. 2 ergebenden Haftungsbeschränkungen gelten auch bei 
Pflichtverletzungen durch bzw. zugunsten von Personen, deren Verschulden die 
Verkäuferin nach gesetzlichen Vorschriften zu vertreten haben. Sie gelten nicht, 
soweit die Verkäuferin einen Mangel arglistig verschwiegen oder eine Garantie für 
die Beschaffenheit der Ware übernommen haben und für Ansprüche des Käufers 
nach dem Produkthaftungsgesetz. 

4. Wegen einer Pflichtverletzung, die nicht in einem Mangel besteht, kann der Käufer 
nur zurücktreten oder kündigen, wenn die Verkäuferin die Pflichtverletzung zu 
vertreten hat. Ein freies Kündigungsrecht des Käufers (insbes. gem. §§ 651, 649 
BGB) wird ausgeschlossen. Im Übrigen gelten die gesetzlichen Voraussetzungen 
und Rechtsfolgen. 

 
§ 9 Verjährung 
1. Abweichend von § 438 I Nr. 3 BGB beträgt die allgemeine Verjährungsfrist für 

Ansprüche aus Sach- und Rechtsmängeln ein Jahr ab Ablieferung. Soweit eine 
Abnahme vereinbart ist, beginnt die Verjährung mit der Abnahme.  

2. Handelt es sich bei der Ware jedoch um ein Bauwerk oder eine Sache, die 
entsprechend ihrer üblichen Verwendungsweise für ein Bauwerk verwendet 
worden ist und dessen Mangelhaftigkeit verursacht hat (Baustoff), beträgt die 
Verjährungsfrist gemäß der gesetzlichen Regelung 5 Jahre ab Ablieferung (§ 438 I 
Nr. 2 BGB). Unberührt bleiben auch weitere gesetzliche Sonderregelungen zur 
Verjährung (insbes. § 438 I Nr. 1,74 III, §§ 444, 479 BGB).  

3. Die vorstehenden Verjährungsfristen des Kaufrechts gelten auch für vertragliche 
und außervertragliche Schadensersatzansprüche des Käufers, die auf einem 
Mangel der Ware beruhen, es sei denn die Anwendung der regelmäßigen 
gesetzlichen Verjährung (§§ 195, 199 BGB) würde im Einzelfall zu einer kürzeren 
Verjährung führen. Schadensersatzansprüche des Käufers gem. § 8 II 1 und 2(a) 
dieser AGB sowie nach dem Produkthaftungsgesetz verjähren jedoch 
ausschließlich nach den gesetzlichen Verjährungsfristen. 

 
§ 10 Schlussbestimmungen 
1. Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss 

internationalen Einheitsrechts, insbesondere des UN-Kaufrechts. 
2. Ist der Käufer Kaufmann, juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein 

öffentlich-rechtliches Sondervermögen, ist ausschließlicher – auch internationaler 
– Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag Regensburg. Vorrangige 
gesetzliche Normen, insbes. ausschließliche Zuständigkeiten, bleiben unberührt. 

3. Sollten einzelne Bestimmungen des Vertrags zwischen der Verkäuferin und dem 
Kunden einschließlich dieser AGB ganz oder teilweise unwirksam sein oder 
werden oder sollte sich hierin eine Lücke befinden, so wird hierdurch die Gültigkeit 
der sonstigen Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt. 

 
 
 
 


